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Geſetz⸗Sammlung 
f : für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 2. 33 


(No. 1859.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Dezember 1837., betreffend die Anwendung 
Ze der $$. 366 — 504. Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, von den 
Verbrechen der Diener des Staats, auf die mittelbaren Staatsbeamten. 


Ai Ihren Bericht vom 20. v. M. erklaͤre Ich Mich mit der Anſicht 
einverſtanden, daß die in den $$. 366—504. des Tit. 20. Th. II. des Allge⸗ 
meinen Landrechts enthaltenen Strafgeſetze gegen gewiſſe beſondere Verbrechen 
der Diener des Staats, und namentlich auch die von den Kaſſenverbrechen 
handelnden $$. 418—457., nicht bloß, wie einige Gerichtshoͤfe irrig annehmen, 
auf die unmittelbaren Staatsdiener, ſondern auch auf die mittelbaren, im Dienſte 
der Kommunen und anderer Korporationen ſtehenden Beamten Anwendung fin⸗ 
den. Sie haben die Gerichte, welche das Gegentheil bisher angenommen ha⸗ 
ben, hiernach zu berichtigen und im Wege der Belehrung dieſe Order durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen. = 


Berlin, den 24. Dezember 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An 5 
die Miniſter der Juſtiz und des Innern und der Polizei. 


(No. 18591861.) Jahrgang 1838. B (No. 1860.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 29. Januar 1838.) 


(No. 1860.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Dezember 1837., die Verlängerung der 
as lc. GE A A, Präkluſivofriſt betreffend, welche im §. 5. No. 2. der Verordnung wegen 
5 8 Auflöſung der bisherigen Feuerſozietäten im Großherzogthum Poſen vom 
5. Januar 1836. für die Abgebrannten zum Nachweis der Wiederherſtel⸗ 
lung ihrer Gebäude feſtgeſetzt worden iſt. 


D. die Friſt, welche im §. 5. No. 2. der wegen Aufloͤſung der bisherigen 
Feuerſozietaͤten im Großherzogthum Poſen ergangenen Verordnung vom 5. Ja⸗ 
nuar 1836. fuͤr die Abgebrannten zum Nachweis der Wiederherſtellung ihrer 
Gebaͤude auf den letzten Dezember 1837. feſtgeſetzt worden, ſich in mehreren 
Fällen als unzureichend gezeigt hat, fo will Ich auf Ihren Antrag die durch 
den bezogenen §. 5. No. 2. der gedachten Verordnung beſtimmte Praͤkluſivfriſt 
hierdurch bis Ende Dezember 1839. verlaͤngern. Sie haben dieſe Order durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 24. Dezember 1837. 5 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staatsminiſter v. Roch ow. 


(No. 1861.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11: Januar 1838., wegen öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Allerhöchſt genehmigten Vertheilung der im Miniſterium des 
Innern für die Gewerbe- Angelegenheiten bisher bearbeiteten, nach deſſen 

Auflöſung an die andern Miniſterialreſſorts übergegangenen Geſchäfte. 


Auf den Bericht vom 2. d. M. beauftrage Ich das Stgatsminiſterium, die 
von Mir genehmigte Vertheilung der im Miniſterium des Innern fuͤr die Ge⸗ 
werbe⸗Angelegenheiten bisher bearbeiteten, nach deſſen Aufloͤſung an die andern 
Miniſterialreſſorts uͤbergegangenen Geſchaͤfte nebſt dem gegenwaͤrtigen Erlaß 
durch die Geſetzſammlung oͤffentlich bekannt zu machen. 


Berlin, den 11. Januar 1838. f 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats miniſterium. 


(No. 1862.) 


se = He z 
(No. 1862.) Bekanntmachung des Allerhöchſten Befehls über die Auflöſung des Miniſteriums 
; des Innern für die Gewerbe⸗Angelegenheiten, und über die Vertheilung der 

dieſem Miniſterium bisher obgelegenen Geſchäfte. Vom 17. Januar 1838. 


Nag den Se Majeſtaͤt der Koͤnig die Auflöfung des bisherigen Miniſteriums 
des Innern für Gerber be⸗ Angelegenheiten beſchloſſen, und den Uebergang der von 
demſelben bearbeiteten Geſchaͤfte an die anderweitigen Miniſterialreſſorts durch 
die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 13. v. M. in nachſtehender Weiſe zu ges 
nehmigen geruht haben, wird ſolches kraft Allerhoͤchſten Befehls vom 11. d. M. 
zur offentlichen Kenntniß gebracht. Es gehen demgemaͤß von den Geſchaͤftsge⸗ 
enftänden des aufgelöften Ministeriums des Innern für Gewerbe⸗Angelegen⸗ 
eiten über: 
I. An das Miniſterium des Koͤniglichen Hauſes. 
die Angelegenheiten der Thronlehne und der Erbämter. 
II. An das Miniſterium des Innern und der Polizei: 

1) die Landesgrenz⸗, Homagial⸗ und Huldigungsſachen; 

2) die Angelegenheiten der Mediatiſirten und Standesherren; 

3) die Angelegenheiten der Domſtifter zu Brandenburg Merſeburg 
und Naumburg, des Kapitels zu Zeitz, der Fraͤuleinſtifter und die 
Verwendung der Ueberſchuͤſſe der Revenuͤen aus denſeiben; 

4) die geſammte landwirthſchaftliche Polizei, insbeſondere: 

a) die gutsherrlich⸗ baͤuerlichen Regulirungen, die Gemeinheits⸗ 
theilungen, und die Abloͤſungen gutsherrlicher und anderer 


> Reallaften; : 
b) die Vorfſuths⸗Angelegenheiten; 
c) die Fiſchereipolizei; : 
d) alle Anftalten zur Beförderung der Landwirthſchaft (einſchließ⸗ 
lich der Konkurrenz bei dem unter Leitung des Ober⸗Stall⸗ 
Eee ſtehenden Geſtuͤtweſen), die landwirthſchaftlichen Lehr⸗ 
Anſtalten und die Prüfungen der für landwirthſchaftliche An⸗ 
gelegenheiten anzuſtellenden Beamten; N 
e) die Beauſſichtigung der landſchaftlichen Kredit⸗Anſtalten, der 
Geld⸗Inſtitute der Korporationen und Gemeinen, der Weſt⸗ 
phaͤliſchen Huͤlfskaſſe, der Kreis⸗ und Kommunalſparkaſſen 
und dergleichen. 
III. An das Finanzminiſterium: 
1) die Angelegenheiten der allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt; 
2) die Leitung des geſammten, nicht von ſpeziellen Reſſorts, wie z. B. von 
der Militair⸗ und Domainenverwaltung, abhaͤngigen Bauweſens, 
ausſchließlich der dem Miniſterium des Innern verbleibenden Hand⸗ 
habung der Baupolizei im engern Sinne des Worts, ſoweit ſolche 
in Ausführung der Sanitaͤts⸗, Feuerſicherheits⸗ und ſonſt dahin ge⸗ 
hoͤrenden Poltzeivorſchriften beſteht; 
3) die Eindeihungs- und Deichſozietäts⸗Angelegenheiten, mit Vorbehalt 
der Konkurrenz des Miniſters des Innern, wenn es dabei auf 


(No. 1862.) eigent- i 
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eigentliche Landesmeliorationen, oder im Allgemeinen auf die Wahr⸗ 
nehmung ſtaͤndiſcher und korporativer Intereſſen ankommt. 

IV. Fa gemeinſchaftlichen Reſſort der Miniſterien des Innern und der 

inanzen: 

1) die Angelegenheiten der Pommerſchen ritterſchaftlichen Privatbank; 

2) die Angelegenheiten, welche den allgemeinen Marktverkehr, die Fahr, 
Wochen⸗, Woll⸗, Vieh⸗ und Fruchtmaͤrkte betreffen. 

V. Die Gewerbepolizei, inſoweit dabei der Geſchaͤftskreis des Miniſteriums 
des Innern beruͤhrt wird, insbeſondere aber bei Konzeſſionen zu ſolchen 
gewerblichen Anlagen, welche mit Ruͤckſicht auf Lage und Beſchaffenheit 
der Betriebſtaͤtten einer beſonderen Genehmigung bedürfen, wird kuͤnftig 
gemeinſchaftlich von dem Miniſterium des Innern und der Polizei und 
dem Finanzminiſterium verwaltet. Wegen der dabei uͤberwiegenden poli⸗ 
schl ale reſſortiren jedoch von dem Minifterium des Innern 
ausſchließlich: | 

a) die Konzeſſionen zum Betriebe derjenigen Gewerbe, bei deren 
Unternehmern eine beſondere perſoͤnliche Zuverlaͤſſigkeit in ſittlicher 
Hinſicht zur Bedingung gemacht iſt; 
b) die Beaufſichtigung des Abdeckereiweſens; s € 
ch die Beauſſichtigung des Schornſteinfegergewerbes; 
wogegen die Aufrechthaltung aller ſonſtigen gewerbepolizeilichen Vorſchriften, die 
Leitung der gewerblich⸗techniſchen Lehranftalten und Vereine, die Pruͤfung der 
Gewerbetreibenden und Handwerker u. ſ. w. dem Miniſter der Finanzen zuſtaͤn⸗ 
dig iſt, und hinſichtlich des Gewerbebetriebes im Umherziehen es bei den Beſtim⸗ 
mungen der Regulative vom 28. April 1824. und 4. Dezember 1836. fein Be⸗ 
wenden behaͤlt. 5 


Berlin, den 17. Januar 1838. 
Koͤnigliches Staatsminiſterium. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Seh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


